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Die TU9-Allianz begrüßt den vorliegenden Referentenentwurf für ein Gesetz zur Modernisierung des 
Befristungsrechts in der Wissenschaft des Bundesministeriums für Forschung, Technologie und Raum-
fahrt (BMFTR). Sie würdigt die Intention, mehr Planbarkeit und Transparenz für Wissenschaftler*innen in 
frühen Karrierephasen zu schaffen und für sie die Vereinbarkeit von Beruf und Care-Aufgaben zu verbes-
sern. Nach den Debatten über eine strukturelle Verkürzung der Befristungsmöglichkeiten in der Postdoc-
Phase, die in der letzten Legislaturperiode zu keinem politischen Konsens geführt werden konnten, hält 
die TU9-Allianz es für sachgerecht, den Fokus des Referentenentwurfs auf konkreten und umsetzbaren 
Verbesserungen für Wissenschaftler*innen in frühen Karrierephasen zu legen.  

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) ist dabei nur eine von vielen Stellschrauben des aka-
demischen Karrieresystems. Der Referentenentwurf hält zurecht fest, dass die Aufgabe des WissZeitVG 
primär daran liegt, „einen verlässlichen, hinreichend flexiblen und transparenten Rechtsrahmen für Be-
fristungen in der Wissenschaft“ zu setzen.1 Die TU9-Universitäten nehmen ihre Verantwortung ernst, in-
nerhalb dieses Rahmens moderne Personalstrukturkonzepte vorzuhalten und unterstützten die Ziele des 
Positionspapiers des Wissenschaftsrats aus dem vergangenen Jahr zu „Personalstrukturen im deutschen 
Wissenschaftssystem“. Flexibilität und Verlässlichkeit gehören dabei zusammen. Hochschulen sollten 
rechtliche Spielräume mit transparenten Personalstrukturkonzepten, klaren Karrierewegen und regelmä-
ßigen Entwicklungsgesprächen verbinden. 

Damit Universitäten die nachhaltige Zukunftsfähigkeit ihrer Personalstrukturen sicherstellen können, 
bedarf es neben eines sachgemäßen Rechtsrahmens für befristete Beschäftigungen aber auch anderer 
rechtlicher Weichenstellungen. Gerade bei der Einführung neuer, attraktiver Stellenkategorien sehen 
sich Universitäten mit gesetzlichen und tariflichen Hürden konfrontiert. Diese müssen insbesondere auf 
Ebene der Länder adressiert werden. Zusätzlich belastet der zunehmende Konsolidierungsdruck, dem 
sich Universitäten ausgesetzt sehen, verlässliche Personalplanungen. Die Ausgestaltung moderner Per-
sonalstrukturen durch Dauer- bzw. Funktionsstellen in neuen Stellenkategorien, die für Wissenschaft-
ler*innen in frühen Karrierephasen attraktive Perspektiven eröffnen, bedarf vor diesem Hintergrund da-
her auch der Entwicklung und zusätzlichen Bereitstellung entsprechender Förderprogramme von Bund 
und Ländern.  

Vor diesem Hintergrund bewerten die TU9-Universitäten die Mehrheit der vom BMFTR im Referenten-
entwurf vorgesehenen Anpassungen des Befristungsrechts in der Wissenschaft als unterstützenswert: 
Die verbindliche Einführung von Mindestlaufzeiten für Erstverträge von drei Jahren in der Promotions- 
und zwei Jahren in der PostDoc-Phase; die Weiterentwicklung der familienpolitischen Komponente in § 
2 Abs. 1 Satz 5 und die Erweiterung um Behinderung, schwerwiegende chronische Erkrankung und Pfle-
geverantwortung; Die Einführung eines Mindeststellenumfangs von einem Viertel der regelmäßigen Ar-
beitszeit in § 2 Abs. 1 Satz 7 und die entsprechende Anpassung in § 2 Abs. 3; Die Erhöhung der 
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Höchstbefristungsdauer für studentische Hilfstätigkeiten nach § 6 WissZeitVG von sechs auf acht Jahre; 
die sinnvolle Neuordnung des Verhältnisses von WissZeitVG und Gesetz über befristete Arbeitsverträge 
mit Ärzten in der Weiterbildung (ÄArbVtrG). 

Positiv sind zudem auch einige Streichungen gegenüber dem letzten Referentenentwurf aus dem Jahr 
2023. Erstens der Verzicht auf eine Erweiterung der tarifvertraglichen Abweichungsmöglichkeiten von 
den Befristungsregelungen des WissZeitVG (Tarifsperre). Eine solche Öffnung hätte die Gefahr einer 
Zersplitterung des wissenschaftlichen Karrieresystems zwischen Ländern, Hochschulen und außeruniver-
sitären Einrichtungen erhöht, wissenschaftsadäquate bundesweite Rahmenbedingungen geschwächt 
und die internationale Verständlichkeit akademischer Karrierewege weiter erschwert.  

Positiv hervorzuheben ist zweitens, dass der Referentenentwurf an der in § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 Wiss-
ZeitVG vorgesehenen maximalen Befristungsdauer von jeweils sechs Jahren vor und nach der Promo-
tion festhält. Die Beibehaltung des sechsjährigen Befristungsrahmens sollte zugleich mit frühzeitiger Kar-
riereorientierung und transparenten Perspektivgesprächen verbunden werden. Dies gestalten die Hoch-
schulen in eigener Verantwortung und auf Grundlage hochschulindividueller Regelungen. Eine Verkür-
zung der Postdoc-Phase hätte den Aufbau eines eigenständigen wissenschaftlichen Profils, internatio-
nale Mobilität, den Erwerb weiterer Qualifikation für eine Professur ebenso wie für alternative Karriere-
wege, sowie langfristig angelegte Forschungsvorhaben erheblich erschwert und den zeitlichen Druck 
auf Wissenschaftler*innen in frühen Karrierephasen deutlich erhöht. 

Kritisch beurteilen die TU9-Universitäten den in § 2 Abs. 2 WissZeitVG-E vorgesehenen verpflichtenden 
Vorrang der Qualifizierungsbefristung nach § 2 Abs. 1 WissZeitVG-E vor der Drittmittelbefristung. Die 
Problematik der Mindestvertragslaufzeiten wird zusätzlich durch den vorgesehenen Vorrang der Quali-
fizierungsbefristung verschärft. Die starre Kopplung dieser beiden Instrumente führt zu erheblichen prak-
tischen und finanziellen Einschränkungen. Die damit verfolgte Gleichstellung drittmittelfinanzierter Be-
schäftigter ist grundsätzlich nachvollziehbar; die pauschale und undifferenzierte Vorrangregelung wird 
jedoch die strukturelle Realität moderner drittmittelfinanzierter Forschungslandschaften nicht gerecht. 
Sie ignoriert die hohe Heterogenität drittmittelfinanzierter Projekte und schafft ein unnötig rigides Re-
gime, das den tatsächlichen Anforderungen von Forschung, Innovation und Transfer nicht gerecht wird. 
Insbesondere für FuE-Kooperationen, Transferprojekte, kurze Projektlaufzeiten und Beschäftigungen 
ohne eigenständiges Qualifizierungsziel entstehen erhebliche Umsetzungsprobleme, die die Hand-
lungsfähigkeit der Universitäten einschränken.  Statt Schutz zu stärken, droht die Regelung in ihrer jetzi-
gen Form, Flexibilität massiv einzuschränken, administrative Hürden zu erhöhen und die Wettbewerbs-
fähigkeit des Forschungsstandorts Deutschland zu schwächen. 

Eine mögliche Fehlsteuerung sehen die TU9-Universitäten in der in § 2 Abs. 1 WissZeitVG-E vorgese-
henen Streichung der bisherigen Übertragbarkeit nicht ausgeschöpfter Befristungszeiten aus der Pro-
motions- in die Postdoc-Phase. Wird dieser Übertrag ausgeschlossen, entfällt ein wichtiger Anreiz für 
eine zügige Promotion. Wer früh promoviert, profitiert künftig nicht mehr von gewonnenem Zeitspiel-
raum in der anschließenden Qualifizierungsphase. Anstatt eine zügige Promotion zu fördern, ist zu er-
warten, dass Qualifikationsschritte verstärkt in die Promotionsphase verlagert und Promotionszeiten 
künstlich verlängert werden. Darüber hinaus ist die vorgesehene Einschränkung der Flexibilität bei Dritt-
mittelbefristungen geeignet, die Durchführung von Kooperations-, Transfer- und internationalen Projek-
ten erheblich zu erschweren.  
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Die Neuregelung droht damit, genau das Gegenteil ihres intendierten Ziels zu bewirken. Sie belohnt 
nicht Beschleunigung, sondern begünstigt strategische Verzögerung akademischer Karrierewege.  

Dies wäre weder im Interesse der Beschäftigten noch der Wissenschaftseinrichtungen. Das akademische 
Karrieresystem wird auch weiterhin kompetitiv bleiben und zeitintensive Karriereleistungen wie Drittmit-
telakquise, einschlägige Lehrerfahrung, Publikationen, internationale Mobilität und den Aufbau eines ei-
genständigen Forschungsprofils honorieren. Werden hierfür nach der Promotion keine zusätzlichen zeit-
lichen Spielräume eröffnet, liegt es nahe, solche Qualifikationsschritte verstärkt in die Promotionsphase 
vorzuverlagern. Die TU9-Allianz spricht sich daher dafür aus, die bisherige Übertragbarkeit nicht ausge-
schöpfter Befristungszeiten beizubehalten oder jedenfalls durch eine funktional gleichwertige Regelung 
zu ersetzen. 

Insgesamt bewertet die TU9-Allianz verschiedene im Entwurf enthaltene Anpassungen ausdrücklich als 
positiv, wie die Weiterentwicklung familienpolitischer Komponenten sowie den Verzicht auf bestimmte, 
zuvor diskutierte restriktivere Eingriffe in das Befristungssystem. Gleichwohl muss in der Gesamtschau 
festgestellt werden, dass die geplanten Regelungen in ihrer Kombination sehr tief in die Personalstruk-
tur- und Finanzierungslogik der Universitäten eingreifen, so dass diese die Funktionsfähigkeit des Wis-
senschaftssystems erheblich beeinträchtigen würden.   

 

 


